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Migranten als Garanten?
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Friedensmissionen sind seit dem Ende
des Kalten Krieges zahlreich geworden,
meistens stehen sie unter dem Kom-
mando der Vereinten Nationen. Späte-
stens in der „Nachhut“ befinden sich
auch viele staatliche und nichtstaatliche
Akteure der Entwicklungszusammen-
arbeit. Ein Waffenstillstand, eine Not-
versorgung der Bevölkerung  und spä-
ter der physische Wiederaufbau reichen
jedoch nicht aus, um einen dauerhaf-
ten Frieden zu gewährleisten. Darüber
hinaus ist eine funktionierende Rechts-
ordnung aufzubauen.

Den Akteuren dient bei dieser Aufga-
be oftmals das Rechtssystem des eige-
nen Herkunftslandes als Mustervorlage,
die in den betreffenden Staat exportiert
wird. In der Folge finden lokale Beson-
derheiten und Rechtstraditionen zu oft
ungenügend Beachtung, was dazu füh-
ren kann, dass das neue, von außen ein-
geführte Recht vor Ort auf Ablehnung
stößt. Um parallelen Rechtssystemen
vorzubeugen, ist deshalb ein sensibler
Umgang und die Kenntnis regionaler
Rechtstraditionen nötig.

Die wenigsten unter den westlichen
Rechtsexperten bringen die notwendigen
fachlichen und interkulturellen Voraus-
setzungen mit, und auch arrivierte
Fachkräfte des alten Systems sind oft-
mals ungeeignet für diese Aufgabe.
Deshalb plädiert Leopold von Carlo-
witz dafür, neue Wege zu beschreiten,
und sieht in jungen, im Westen ausge-
bildeten Migranten die Fachkräfte und
Wanderer zwischen den Welten, die
eine erfolgreiche Synthese herstellen
können.

          Marlar Kin

Die jüngsten Interventionen auf dem Bal-
kan, im Mittleren Osten und anderen Welt-
regionen haben gezeigt, dass internationale
Friedenssicherung in bestimmten Situatio-
nen eine Demokratisierungs- und Entwick-
lungspolitik mit sich bringt, die weit über
die klassische Entwicklungshilfe hinausgeht,
indem sie häufig nur mit wenig Vorberei-
tungszeit tief in örtliche Strukturen ein-
greift. Im Hintergrund dieser Politik steht
die sich auf Kant berufende Theorie des
demokratischen Friedens, wonach demo-
kratische Staaten allgemein keine Kriege
untereinander führen. Die Transformation
von autokratischen Staaten in Demokrati-
en wird dabei als notwendiger Schritt zur
Herstellung des Weltfriedens gesehen. Die

Schaffung von rechtsstaatlichen Verhältnis-
sen und ein adäquater Schutz der Men-
schenrechte sind zentrale Anliegen eines
jeden Demokratisierungsprozesses. Rechts-
dialog, Rechtsberatung, internationale Not-
standsgesetzgebung, Aufbau von rechts-
staatlichen Institutionen, entsprechende
Trainingsprogramme und juristisches
capacity building – alle diese Tätigkeiten ge-
hören zu den sich in diesem Zusammen-
hang     stellenden Aufgaben der internationa-
len Zusammenarbeit. Thematisch geht es
dabei nicht nur um Verfassungs-, Justiz-,
Verwaltungs- und Polizeireform, sondern
im Einzelfall auch um wirtschaftspolitische
Regelungen sowie Vergangenheits- und
Versöhnungsarbeit.

Dem gegenwärtigen internationalen In-
stitutionengefüge fällt diese Aufgabe nicht
nur wegen seiner überbordenden Bürokra-

Wie können die Vereinten Nationen dazu beitragen, in einem zerstörten Staat eine neue und demokratische Rechtsordnung aufzu-
bauen? Als Beispiel können die internationalen Bemühungen um Rechtsstaatlichkeit im Kosovo dienen.
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tie und der Koordinationsschwierigkeiten
der beteiligten Akteure schwer. Gerade bei
der Schaffung von demokratischen und
rechtsstaatlichen Strukturen in Krisenge-
bieten ist die Nachhaltigkeit von interna-
tionalen Rechtsreformvorhaben sehr frag-
lich. Hauptgrund ist, dass sie zumeist auf
westlich geprägten Vorstellungen von De-
mokratie- und Menschenrechtsimplemen-
tierung beruhen, die nicht unbedingt von
der Zielbevölkerung geteilt werden und nur
unzureichend in den lokalen Kontext ein-
gebettet sind. Neue innovative Ansätze ei-
ner internationalen Eingriffspolitik sind
gefordert.

Dieser Standpunkt appelliert zum einen
an die relevanten Institutionen der auswär-
tigen Politik und Entwicklungszusammen-
arbeit, sich verstärkt für den Aufbau rechts-
staatlicher Strukturen und Schutz der Men-
schenrechte in Nachkriegs- und Krisenge-
bieten einzusetzen. Zum anderen werden
die Institutionen aufgefordert, ihre Arbeits-
weise zu überprüfen und nach neuen Wegen
zu suchen, ihre Programme effizienter und
nachhaltiger zu gestalten. Nach Darstellung
der neuen internationalen Demokratisie-
rungspolitik und ihrer Implementierungs-
schwierigkeiten wird zunächst auf die
Notwendigkeit der Reform bestimmter all-
gemeiner Aspekte der Entwicklungszusam-
menarbeit hingewiesen. Danach wird die
Möglichkeit diskutiert, wie durch systema-
tische Einbeziehung von qualifizierten Ju-
risten und Gesellschaftswissenschaftlern aus
der im Westen lebenden Diaspora als Mitt-
ler zwischen den betroffenen Kulturen und
Rechtssystemen mehr Nachhaltigkeit beim
Rechtsstaatsexport erreicht werden kann.

Neue Demokratisierungspolitik

Seit Ende des Kalten Krieges ist es vermehrt
zum Einsatz von internationalen Friedens-
missionen gekommen, die zumeist unter
dem Kommando der Vereinten Nationen
neben einer militärischen auch eine zivile
Komponente besaßen. Alle diese Missionen,
ob in Kambodscha, Somalia, im früheren
Jugoslawien, Ost-Timor oder Afghanistan
hatten einen klaren Demokratisierungs-
auftrag, der durch verschiedene Formen der
internationalen Involvierung beim Wieder-
aufbau der Nachkriegs- oder Krisengesell-
schaften zu bewerkstelligen war bzw. ist. Die

Rolle der internationalen Zivilpräsenz kann
sich entweder auf Überwachung des Frie-
densabkommens, Beratung und capacity
building beschränken, was in Kambodscha
und Afghanistan, aber auch in den Anfangs-
stadien der Friedenseinsätze in Somalia und
Bosnien-Herzegowina der Fall gewesen ist.
Wie vor allem im Kosovo, Ost-Slawonien
und Ost-Timor, aber mittlerweile auch in
Bosnien-Herzegowina vorgeführt, kann das
Friedenssicherungsmandat aber auch alter-
nativ eine internationale Übergangsver-
waltung vorsehen, die genuine Legislativ-
und Exekutivbefugnisse besitzt.

Diese Verwaltungen – seien sie nun von
den Vereinten Nationen geführt oder eigen-
ständige internationale Institutionen wie
der Hohe Repräsentant des Dayton-Ab-
kommens in Sarajewo – sollen die Regie-
rungsgeschäfte in einer Art Treuhänder-
schaft entweder bis zur Bildung von durch
Wahlen legitimierte örtliche Regierungs-
institutionen oder zur Sicherung des Frie-
densabkommens führen. Solche Treuhand-
verwaltungen sind zu unterscheiden von
Besatzungsregimen wie z.B. der angloameri-
kanischen Coalitional Provisional Authority
im Irak oder auch den Alliiertenverwal-
tungen nach dem Zweiten Weltkrieg in
Deutschland und Japan. Während sich Er-
stere auf einen Friedensvertrag oder die Ein-
willigung der betroffenen Gruppen berufen
können, operieren Letztere ausschließlich
auf Grundlage von Besatzungsrecht nach
Ende eines verlorenen Krieges. Aus diesem
Unterschied ergibt sich, dass Besatzungs-
verwaltungen lediglich eng begrenzte Be-
fugnisse zum eigenen Schutz und zur Wah-

rung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung haben, wohingegen Treuhand-
verwaltungen auch entwicklungspolitische
Ziele verfolgen können. Wie weit eine in-
ternationale Verwaltung gesetzgeberisch in
ein lokales Rechtssystem eingreift, hängt
schließlich auch davon ab, welchen Zeit-
horizont eine Mission hat. In den meisten
Fällen ist das Mandat für die internationale
Regierungsübernahme zeitlich klar begrenzt,
wie z.B. in Ost-Timor durch die Unabhängig-
keit oder in Ost-Slawonien durch die Über-
nahme kroatischer Exekutivgewalt. In man-
chen Fällen kann es allerdings trotz des
Etiketts einer Übergangsverwaltung wie im
Kosovo, ähnlich aber auch in Bosnien-Her-
zegowina, zu einer langfristigen und we-
sentlich weiterreichenden internationalen
Involvierung kommen.

Effektiver Rechtsstaatsaufbau und Men-
schenrechtsschutz erfordern in den verschie-
denen Szenarien von internationaler Inter-
vention, dass nicht nur militärische und zi-
vile Komponenten der Friedensmissionen,
sondern auch eine Vielzahl von internatio-
nalen und lokalen Akteuren effizient zusam-
menarbeiten. Weiterhin müssen in vielen
internationalen Verordnungen und Rechts-
programmen Krisenmanagement und die
schnelle Stabilisierung der Lebensverhältnis-
se mit Zielsetzungen einer nachhaltigen
Entwicklung in Einklang gebracht werden.
Im Gegensatz zur bilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit, die technische Un-
terstützung in vergleichsweise stabilen Si-
tuationen und geordneter Art und Weise
liefert, sind die hier beschriebenen Demo-
kratisierungsvorhaben zumindest anfäng-

Der Weltsicherheitsrat beschließt über Einsatz und Mandat von Friedensmissionen der Vereinten Nationen.    Bild: picture-alliance
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Unterschiede zwischen dem
kontinental-europäischen und
dem anglo-amerikanischen
Rechtssystem

Im kontinental-europäischen Rechtssystem
(Civil Law-Tradition) ist das vom Gesetz-
geber geschaffene Gesetzesrecht wichtigste
Rechtsquelle. Das bedeutet u.a.:

· Die Gerichte wenden in erster Linie
die Vorgaben des Gesetzesrechtes an.

· Sie sind formal nicht an die Recht-
sprechung gebunden, halten sich aller-
dings faktisch in den meisten Fällen
an die Rechtsprechung der obersten
Gerichte.

Im anglo-amerikanischen Rechtssystem
(Common Law-Tradition) ist das von der
Rechtsprechung geschaffene Fallrecht die
wichtigste Rechtsquelle. Das bedeutet u.a.:

· Die Gerichte wenden in erster Linie
das Fallrecht der Gerichte an.

· Sie sind an die Rechtsprechung ge-
bunden (stare decisis).

 Vgl. BMZ Spezial Nr. 047: Recht und
Justiz in der deutschen Entwicklungs-

zusammenarbeit, S.8

lich durch kurzfristigen Einsatz, hohe poli-
tische Instabilität, einen großen Reform-
druck und Unsicherheit über die zu
wählenden örtlichen Kooperationspartner
gekennzeichnet. Den einschlägigen inter-
nationalen Organisationen und westlichen
Demokratien bzw. Geberländern wird in
diesem Zusammenhang ein Maß an Flexi-
bilität und Koordinationsfähigkeit abver-
langt, für welches sie zumeist nicht gerü-
stet sind.

Um neue Rechtssysteme und Institutio-
nen nachhaltig zu gestalten, ist ein partner-
schaftliches dialogorientiertes Zusammen-
arbeiten von internationalen und lokalen
Rechtsexperten bei der Entwicklung von
neuen Rechtsvorschriften notwendig. In der
Regel werden neue Gesetze nur dann von
der örtlichen Bevölkerung akzeptiert und
angewandt, wenn sie ausreichend in den
lokalen Kontext eingeordnet sind und ihn
achten. Um ein nur auf Papier existieren-
des Gesetz oder das, was üblicherweise als
ungewollter Rechtspluralismus1  bezeichnet
wird, zu vermeiden, verlangt dies eine um-
fassende Bestandsaufnahme und Analyse
des örtlichen Rechts und der Rechtstra-
ditionen, bevor ein neuer Gesetzentwurf
erarbeitet wird. Nachhaltigkeit erfordert
darüber hinaus, dass die relevanten Berufs-
gruppen in Politik und Recht ein Gefühl der
Teilnahme und Urheberschaft an dem
Legislativprozess haben und zu Verteidigern
der neuen rechtsstaatlichen Institutionen
werden. Idealerweise entsteht dies durch
Partizipation der zuständigen politischen
Entscheidungsträger und die Einbeziehung
von Experten und Repräsentanten der von
einer neuen Regelung besonders betroffe-
nen Bevölkerungsgruppen.

Es ist in internationalen Verwaltungen vor
Abhaltung einer Wahl jedoch besonders
schwierig, die richtigen lokalen Partner für
anstehende Gesetzgebungsvorhaben zu fin-
den. Im Prinzip muss die Rechtssetzung von
Friedensmissionen dann nach den Grund-
sätzen einer Geschäftsführung ohne Auftrag
unter Einbeziehung von lokaler Expertise
erfolgen. Das bedeutet, dass die gesetzge-
berischen Aktivitäten dieser Verwaltungen
dem mutmaßlichen Willen der unterstell-
ten Bevölkerung entsprechen sollen, wobei
Minderheiten effektiv geschützt werden
müssen und einem abschließenden Frie-
densabkommen vorbehaltene Fragen nicht
vorweggenommen werden dürfen.

Zu wenig qualifiziertes
internationales Personal

In den meisten Fällen sind diese Vorausset-
zungen für eine nachhaltige Zusammenar-
beit beim Rechtsstaatsexport nicht gegeben.
Wie der „Brahimi Report“ zur Verbesserung
von VN-Friedenseinsätzen im Juni 2000
festgestellt hat, fehlt es u.a. an einer kurz-
fristig einsetzbaren und ausreichend quali-
fizierten schnellen Einsatzgruppe, gerade
auch im juristischen Bereich. In der Zwi-
schenzeit sind entsprechende Reformen in
den Vereinten Nationen initiiert worden,
wie z.B. die Einrichtung eines Systems für
schnell abrufbares ziviles Einsatzpersonal2

und die personelle Aufstockung der Abtei-
lung für Friedenseinsätze. In Deutschland
wird versucht, Abhilfe für den Personalnot-
stand durch die Gründung des Zentrums
für Internationale Friedenseinsätze (ZIF) zu
schaffen, welches zivile Fach- und Füh-
rungskräfte für solche Einsätze rekrutiert
und vorbereitet. Auch in den USA gibt es
Überlegungen, wie man eine schlagkräfti-
ge zivile Aufbautruppe schafft, die für Recht
und Ordnung nach einem militärischem
Sieg sorgt. So wird darüber nachgedacht, die
Institution des Peace Corps zu revitalisieren
oder eine eigenständige Behörde, z.B. die
Office for Rule of Law Operations oder sogar
einen US Colonial Service, neu einzurich-
ten.3

Wie sich diese Bemühungen auch immer
entwickeln mögen, besonders im juristi-
schen Bereich erscheint es unwahrschein-
lich, dass es den einschlägigen internatio-
nalen Organisationen und Geberländern
gelingen wird, ausreichend qualifiziertes
Personal für einen längeren Zeitraum ein-
setzen zu können. Das liegt nicht nur an der
Tatsache, dass Auslandsaufenthalte für vie-
le Berufsgruppen bzw. Institutionen einer
Karriere im Heimatland abträglich sind und
es trotz anderweitiger Forderung in den re-
levanten Organisationen immer noch kaum
berufliche Förderung von verdienten
Friedenskräften gibt. Schwerwiegender ist,
dass in den wenigsten Fällen eine Person all
die Eigenschaften in sich vereinigt, derer es
für rechtlich ausgerichtete Aufgaben der
Demokratisierung von Krisen- oder Nach-
kriegsgebieten eigentlich bedarf. Idealer-
weise sollten Rechtsberater oder andere in
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Friedenseinsätzen tätige Juristen nicht nur
Experten des entsprechenden Rechts-
gebietes ihres Heimatlandes sein, sondern
auch mit der bestehenden lokalen Gesetz-
gebung und den vorhandenen örtlichen
Rechtstraditionen vertraut sein. Da die
Juristenausbildung in westlichen Universi-
täten jedoch häufig ausschließlich national
ausgerichtet ist, fehlt es in den meisten Fällen
an der notwendigen rechtsvergleichenden
Perspektive. Fachwissen über lokales Recht
und örtliche Rechtstraditionen existiert in
der Regel nicht, sondern muss durch die Pra-
xis erst erworben werden. Weiterhin wäre
es zu begrüßen, wenn die betreffenden Ju-
risten auch die relevanten Landessprachen
einschließlich des einschlägigen Rechts-
vokabulars beherrschten. Während es bei
den großen westlichen Sprachen möglich
erscheint, dass juristisches Fachwissen und
Fremdsprachenkenntnisse in einer Person
zusammenfallen, ist dies vor allem bei öst-
lichen Sprachen und solchen kleinerer Län-
der fast nie der Fall.

Vor allem bei großen Verwaltungsmissio-
nen oder Trainingsprogrammen kommt
erschwerend hinzu, dass viele der beschäf-
tigten internationalen Juristen noch am An-
fang ihres Berufslebens stehen und in nur
begrenztem Umfang auf frühere Berufser-
fahrungen zurückgreifen können. Im Ge-
gensatz dazu sind die innerhalb von länger-
fristigen Rechtsreformprojekten eingestell-
ten Juristen zumeist gestandene Experten –
häufig Professoren oder ehemalige Richter
und Staatsanwälte. Während Letztere aus
reichhaltigem Erfahrungsschatz schöpfen
können, besteht bei ihnen gleichzeitig die
Gefahr, dass es ihnen als „Besser-Wessis“ an
der nötigen interkulturellen Kompetenz
und Offenheit für andere Rechtstraditionen
mangelt.

Mittlerweile wird in der personellen Ent-
wicklungszusammenarbeit immer mehr
gefordert, dass Berater weniger hoch qualifi-
zierte Exporteure eines in der westlichen
Moderne funktionierenden Rechtssystems
als intersektoral und interkulturell versier-
te Kommunikatoren sein sollen, die das
Empfängerland partnerschaftlich bei seiner
Transformation zu Demokratie und Rechts-
staat unterstützen.5  Diese Herangehens-
weise ist an sich nicht nur sehr schwer
durchführbar, es gibt auch große theoreti-
sche und konzeptionelle Unklarheit hin-
sichtlich der Wirkung und Steuerung von

Rechtsreformprozessen. Können juristische
Systeme, die in einem Land funktionieren,
einfach auf ein anderes Land übertragen
werden? Und wie lange dauern solche
Veränderungsprozesse? Was ist der Effekt
einer bestimmten Rechtspolitik, z.B. die
Einführung einer westlich geprägten Ge-
richtsbarkeit zum Schutz von individuellen
Menschenrechten in einem post-totalitären
System oder zur Förderung einer liberalen
Marktwirtschaft in einem post-kommuni-
stischen Land? Welche negativen Konse-
quenzen können sich aus einer halbherzig
oder schlecht durchgeführten Reform erge-
ben? Bislang gibt es wenig angewandte For-
schung, die sich derlei Fragen widmet. In-
sofern ist es nicht verwunderlich, wenn sich
Rechtsberater oder entsprechende Trainer
in der Tendenz auf das zurückziehen, was
sie kennen und können: nämlich techni-
schen Sachverstand eher als kulturorien-
tiertes coaching von lokalen Partnern in
schwierigen gesellschaftlichen Transfor-
mationsprozessen.

Brain Drain, Trauma und Reform-
unwille bei lokalen Partnern

Nicht nur internationale Experten sind häu-
fig ungenügend qualifiziert bzw. motiviert,
es hapert genauso an ausreichend ausgebil-
deten und reformorientierten lokalen Juri-
sten. In vielen Nachkriegs- und anderen
Krisengebieten hat oftmals ein Großteil der
hochqualifizierten Bevölkerung ihr Land
vor allem in Richtung der westlichen Indu-
strieländer verlassen. Vor allem im krisen-
geschüttelten Nahen und Mittleren Osten
ist der brain drain besonders groß: Laut des
letzten Arab Human Development Report
sind etwa 25 % von 300.000 Absolventen
mit ersten Studienabschlüssen arabischer
Hochschulen 1995 und 1996 ausgewandert.

Da die Juristerei eine vergleichsweise kon-
servative und staatstragende Disziplin ist,
besteht darüber hinaus eine gewisse Wahr-
scheinlichkeit, dass ein großer Teil der
Verwaltungsjuristen und Richter nicht an
durchschlagenden Veränderungen interes-
siert sind oder am vorherigen Unrechts-
regime beteiligt waren und folglich ein-
schlägige Reformvorhaben boykottieren.
Weiterhin werden nach gewalttätigen Aus-
einandersetzungen oder Vertreibungen in

ethnischen Konflikten viele Menschen stark
traumatisiert sein. Aufgrund ihrer zum Teil
starken und einseitigen Reaktionen Ange-
hörigen der anderen Konfliktpartei gegen-
über sind traumatisierte Gesetzgeber in der
Regel ungeeignet, ausgewogene Kompro-
misslösungen innerhalb von Gesetzesvor-
haben zu finden, die die Vergangenheit be-
treffen oder sich auf die andere Partei
beziehen. Gleiches gilt für traumatisierte
Richter, bei denen Schwierigkeiten mit ei-
ner unparteiischen Entscheidungsfindung
nicht ausgeschlossen werden können.
Schließlich werden lokale Experten häufig
ungenügend bezahlt und verfügen nicht
über die notwendigen Arbeitsmittel oder
Gebäude, was in vielen Fällen zu Korrupti-
on und fehlender Arbeitsmotivation führt.

Sprachbarriere, Sachzwang und
Selbsterhaltungstrieb erschwe-
ren die Zusammenarbeit

Von den Einsatzgebieten, in denen große
westliche Sprachen gesprochen werden, ein-
mal abgesehen, wird eine dialogorientierte
partnerschaftliche Zusammenarbeit im
Normalfall auch durch Sprachbarrieren
erheblich erschwert. Um lokalen Juristen echte
Teilhabe an der Entstehung von neuen In-
stitutionen und entsprechenden rechtlichen
Grundlagen zu ermöglichen, müssten neue
Gesetzesentwürfe von Anfang an in Arbeits-
gruppen gemeinsam erarbeitet werden. Das
bedeutet, dass eigentlich alle Entwürfe und
dazugehörigen Kommentare in allen Stadien
des Legislativprozesses in die relevanten in-
ternationalen und örtlichen Sprachen über-
setzt werden müssten. Für deutsche zivil-
rechtliche Rechtsberatung für die neue
Übergangsverwaltungsstruktur im Kosovo
heißt dies etwa, dass deutschsprachige
Expertenentwürfe in die internationale
Arbeitssprache, Englisch, die Sprache der
kosovarischen Mehrheitsbevölkerung, Al-
banisch, und die ebenfalls gültige Landes-
sprache Serbisch übertragen werden müssen.
Und umgekehrt.

Im Gegensatz zu den großen internatio-
nalen Kodifizierungsverfahren der Verein-
ten Nationen oder Europäischen Union sind
Geberländer zumeist nicht willens, die bei
genuin partizipatorischer internationaler
Zusammenarbeit anfallenden Überset-
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zungskosten zu tragen, falls sie sich der Pro-
blematik überhaupt bewusst sind. Beson-
ders im Rechtsbereich sind adäquate Über-
setzungen besonders zeitaufwändig und
kostspielig. Hinzu kommt, dass brauchba-
re juristische Übersetzungen eigentlich von
ausgebildeten Juristen gefertigt werden
müssen, damit ihr zum Teil komplexer In-
halt nicht verloren geht oder verfälscht wird.
Wie schon erwähnt, gibt es solche Juristen
in Krisengebieten aber selten bzw. sie sind
oft mit wichtigeren Aufgaben betraut. Statt-
dessen werden in vielen Fällen wichtige
Übersetzungen in minderwertiger Qualität
von Nichtjuristen erstellt.

Der Rhetorik von demokratischer Parti-
zipation zum Trotz werden neue Gesetzes-
entwürfe in der Regel aufgrund von Zeit-
und Ressourcenmangel von westlichen Ex-
perten nicht in der Landessprache entwor-
fen und erst in ihrer Endfassung den loka-
len Partnern zur baldigen Beschlussfassung
vorgelegt. Diese Praxis ist in vielen Fällen
schon im Projektdesign angelegt. Auf der
einen Seite soll eine hohe westliche Exper-
tise involviert werden, auf der anderen Sei-
te verlangen Haushaltsvorschriften der
Geberländer, dass Rechtsprojekte kosten-
effizient sind und aus dem Ruder laufen.
Das Resultat ist, dass juristische „Big Shots“
zum Teil zu Hause und zum Teil während
Kurzzeitaufenthalten im Nehmerland neue
Gesetzesentwürfe anfertigen, die vorher den
Terminkalendern der Geberorganisationen
folgend festgelegt wurden. In der Konse-
quenz mangelt es dann oft an der notwen-
digen Flexibilität und Prozessorientierung,
die komplexe Regelungsprozesse eigentlich
benötigen.

Die Designs für Rechtsberatungspro-
gramme beinhalten häufig auch keine um-
fassenden vorherigen Analysen des lokalen
Rechts bzw. von in der Region angewand-
ten Lösungen für vergleichbare Rechts-
fragen. Die tatsächlichen Wissenslücken vie-
ler Experten ignorierend, wird davon
ausgegangen, dass internationale Rechtsbe-
rater oder Ausbilder schon die nötige Lokal-
kenntnis mitbringen, die für eine konstruk-
tive Zusammenarbeit mit den Experten vor
Ort erforderlich ist. Weiterhin wird der Er-
folg von Rechtsberatungsprogrammen oft
daran gemessen, ob es gelungen ist, in der
Projektlaufzeit einen bestimmten Gesetz-
entwurf anzufertigen oder durch bestimmte
Entscheidungsgremien zu bringen. Die an-

gesetzten Zeithorizonte sind jedoch in vie-
len Fällen wesentlich zu kurz und im Re-
sultat dialog- und prozessfeindlich. Dies
liegt auch an dem Selbsterhaltungstrieb der
involvierten Institutionen der technischen
Zusammenarbeit. Insbesondere kleinere
Organisationen stehen unter einem enor-
men Erfolgsdruck, ihre Existenz und „Pro-
duktivität“ durch immer neue Projekte zu
rechtfertigen. Dabei geht es nicht nur dar-
um, welche Programme oder Prozesse für
das Empfängerland am besten sind, son-
dern auch um internationale Arbeitsplätze
und Karrieren innerhalb der sogenannten
NGO Industry.

Undemokratische
Demokratisierung?

Die dargestellte Praxis des Rechtsstaatsex-
ports läuft Gefahr, undemokratisch zu sein.
Ein Legitimitätsproblem von internationa-
len Rechtsprojekten besteht nicht nur bei
internationalen Verwaltungen mit Legis-
lativbefugnissen, die neue Vorschriften
ohne örtliche Zustimmung beschließen
können. Auch in Szenarien, wo es bei loka-
ler Gesetzgebungskompetenz geblieben ist,
kann ein Gesetzentwurf, der ohne substan-
zielle lokale Beteiligung zustande gekom-
men ist, schnell ähnlichen Vorwürfen ausge-
setzt sein. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die westlichen Partnerländer ihre
Entwicklungshilfe – mit oder ohne Demo-
kratisierungsethos – davon abhängig ma-
chen, dass die zuständigen Gesetzgebungs-
organe das entsprechende Gesetz beschlie-
ßen.

Eine Konditionierung von Fördergeldern,
um bestimmte Rechtsreformvorhaben
durchzusetzen, kommt vor allem dann in
Betracht, wenn durch den Rechtsstaatsex-
port nicht lediglich rechtsstaatliche Verhält-
nisse in den lokalen Kontext adäquat ein-
geführt oder unterstützt werden sollen,
sondern es um handfeste Interessenpolitik
geht. Westliche Interessen sind in der Regel
bei neuer Wirtschaftsgesetzgebung betrof-
fen, z.B. zur Ermöglichung oder zum Schutz
ausländischer Investitionen in attraktiven
Wirtschaftszweigen oder Ressourcenvor-
kommen. Vor allem wenn es um Sicher-
heitsinteressen geht, kann Druck auch im
Bereich der Menschenrechte, z.B. zum

Recht als Mission

Rechtsstaatsexport in missionarischer
Manier ist bislang vor allem amerikani-
schen Rechtsexperten vorgeworfen worden,
die – von der Fortschrittlichkeit ihrer
eigenen Rechtstraditionen besonders
überzeugt – während der Law and
Development-Bewegung in den 1960er bis
1970er Jahren und dann wieder im
Rahmen der neuen Demokratisierungs-
politik das amerikanische Rechtssystem
und Rechtsverständnis in die Empfänger-
länder implantieren wollten. Das betraf vor
allem das Rechts- und Justizwesen in
Lateinamerika, später aber auch die
Wirtschaftsgesetzgebung in vielen osteuro-
päischen Transformationsländern sowie
das Staatswesen Bosnien und Herzegowi-
nas nach dem Dayton-Abkommen.

Für Lateinamerika siehe:
James A. Gardner, Legal Imperialism.

American Lawyers and Foreign Aid
in Latin America, Madison, 1980;

für Ost- und Südosteuropa siehe:
Julie Mertius, From Legal Transplants to

Transformative Justice: Human Rights and
the Promise of Transnational Civil Society,

American University
International Law Review,

Jg. 14, Nr. 5, 1999, S. 1377-1384.
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Schutz von Minderheiten, dahingehend
ausgeübt werden, dass bestimmte gesetzliche
Maßnahmen von den zuständigen lokalen
Legislativorganen beschlossen werden.

Fehlende oder ungenügende lokale Betei-
ligung ist nicht nur aus demokratischen
Gesichtspunkten problematisch. Auch die
Nachhaltigkeit von Rechtsreform und In-
stitutionenaufbau ist sehr fraglich, wenn
örtliche Juristen mit Lokalwissen nicht als
eine Art ergänzendes Korrektiv zu interna-
tionalen Rechtsberatern oder Ausbildern in
die betreffenden Rechtsprojekte einbezogen
werden. Dann besteht die Gefahr, dass neue
Gesetzesvorhaben und Institutionen unge-
nügend in das vorhandene Rechtssystem
eingebettet sind oder ungewollter Rechts-
pluralismus entsteht. Wenn z.B. das norma-
le Zivilrecht zwischen Eigentum und Besitz
unterscheidet, ein neues Hypothekengesetz
jedoch diese Trennung nicht vornimmt,
erzeugt die Gesetzesreform bei rechtsan-
wendenden Richtern, Anwälten und ande-
ren Juristen große Unklarheit. Entsprechen-
de Trainingsprogramme werden oftmals als
praxisfern und ineffizient erfahren. In vie-
len ehemaligen Kolonialländern ist die Si-
tuation noch dadurch kompliziert, dass
Stammes- oder Gewohnheitsrecht parallel
neben staatlichem Recht aus der Kolonial-
zeit existiert. Wird nun im Rahmen des
Rechtsstaatsexports eine weitere, an der
Rechtswirklichkeit vorbeigehende Regelungs-
ebene eingeführt, können überlappende
Rechtsnormen sogar zu größerer Rechts-
unsicherheit oder Anarchie führen. Zum
einen wird das existierende Recht durch die
neuen Regelungen aufgehoben bzw. ge-
schwächt. Zum anderen leben aber über-
kommene Rechtsvorstellungen und Loya-
litäten fort und können die neuen
staatlichen Vorschriften ins Leere laufen las-
sen. Zumeist siegt dann das Recht des Stär-
keren, was nicht Ziel des Demokratisie-
rungsvorhabens sein kann.

Ein weiteres Problem der ungenügenden
Beteiligung von lokalen Politikern und Ex-
perten besteht darin, dass eine wertvolle
Gelegenheit zum lokalen capacity building
verschenkt wird. Was könnte die Nachhal-
tigkeit eines Gesetzes oder einer neuen In-
stitution mehr fördern, als wenn lokale Po-
litiker und Juristen sich wirklich als geistige
(Mit-)Eigentümer der neuen Regelung
fühlten? Eine professionelle Einbeziehung
von lokalen Partnern würde nicht nur

genuines Wissen über die neuen Gesetze
schaffen, sondern auch moderne bzw.
schriftliche Kommunikationsformen und
Arbeitsprozesse im Sinne eines learning by
doing fördern, die doch in vielen Verwaltun-
gen und Rechtssystemen von Entwicklungs-
ländern ein großes Problem darstellen.
Selbst wenn die juristische Perfektion eines
Gesetzes, welches mit sehr großer lokaler
Beteiligung zustande gekommen ist, gerin-
ger sein mag, als wenn nur eine Hand voll
westlicher Experten am Werke gewesen
wäre, ist erstere Methode aus Gründen der
Nachhaltigkeit doch zu bevorzugen, auch
wenn später noch einmal nachgebessert
werden muss.

Zeit für Reformen

Viele der geschilderten Probleme sind nicht
neu in der Entwicklungszusammenarbeit.
Schon in den 1970er Jahren forderten die
Vereinten Nationen mehr Nutzung von lo-
kaler Kapazität und Ergebnisorientierung
bei Entwicklungshilfeprojekten. Seitdem
werden Geberländer und -institutionen
immer wieder aufgefordert, ihre Projekte
nachhaltiger und effizienter zu gestalten.
Neben verstärkter Einbeziehung von loka-
len Ressourcen lauten die Stichworte immer
wieder: sorgfältigere Projektplanung; Nach-
frage- anstatt von Angebotsorientierung;
Evaluierungsverfahren und Wirkungs-
analysen; verbesserte Koordination der ver-
schiedenen Geber; capacity building und
phasing out-Strategien. Einigen Reform-
versuchen zum Trotz sind bislang keine
wesentlichen Veränderungen eingetreten.
Neben den großen konzeptionellen und
praktischen Schwierigkeiten, die Entwick-
lungsprozesse vor allem in Krisengebieten
ohnehin mit sich bringen, resultiert diese
Situation auch aus einer Vielzahl von recht-
lichen und bürokratischen Hindernissen,
die einer grundlegenden Reform der tech-
nischen Zusammenarbeit entgegenstehen.
In vielen Ländern einschließlich Deutsch-
lands laufen Budgets für Projekte nach jähr-
lichen Zyklen. Empfängerländer oder -orga-
nisationen können auf dieser Basis aber nur
schlecht langfristig bzw. nachhaltig planen,
da sie nicht wissen, ob im nächsten Jahr mit
der gleichen Summe zu rechnen ist. Proble-
matisch ist auch, dass nicht ausgegebene

Gelder des vergangenen Kalenderjahres
nicht in das nächste Jahr übertragen wer-
den dürfen. Nachhaltiger Institutionenauf-
bau würde aber genau das erfordern, da es
nicht selten vorkommt, dass zugesagte Gel-
der aufgrund von verspäteter Zahlung oder
komplizierten Ausschreibungsrichtlinien
nicht in dem vorgesehenen Kalenderjahr
ausgegeben werden können. Bislang gibt es
nicht genügend Anreize für Geber, die not-
wendigen einschneidenden Gesetzes- und
Verwaltungsreformen anzugehen und exi-
stierende Organisationskulturen umzu-
krempeln. Nicht nur sind solche Prozesse
schwierig und schmerzhaft; den Haupt-
schaden tragen die Empfängerländer und
nicht die Geberinstitutionen.

In der internationalen Zusammenarbeit
wird in regelmäßigen Abständen die Frage
gestellt: „Are donors ready for change?“5

Man wird sehen. Die Niederlande, Kanada
und die skandinavischen Länder haben
schon deutliche Verbesserungen z.B. bei
Programmplanung und Haushaltsrecht ein-
geführt. Für andere Länder bleibt zu hof-
fen, dass die derzeit übliche Verbindung von
Sicherheits- mit Entwicklungs- bzw. Demo-
kratisierungspolitik einige Reformen in der
technischen Zusammenarbeit folgen lässt.
Die Sicherheitsbedrohung durch den inter-
nationalen Terrorismus spricht jedenfalls
dafür, Anstrengungen auf politischer Ebe-
ne zu unternehmen, damit Demokratisie-
rungsprojekte effizienter und nachhaltiger
gestaltet werden. Dem Sektor kommt in die-
sem Zusammenhang gut zupass, dass mitt-
lerweile auf eine mehr als 30-jährige Erfah-
rung zurückgeblickt werden kann. Hinzu
kommt, dass viele Entwicklungshelfer,
Demokratisierer bzw. Rechtsberater in den
jüngsten großen internationalen Verwal-
tungsmissionen auf dem Balkan oder im
Mittleren Osten als Verantwortliche mitge-
arbeitet haben und so auf einmal nicht
mehr wie sonst Leistungsgeber, sondern
Leistungsempfänger waren. Diese Erfah-
rung hat bei vielen Beteiligten die Einstel-
lung zur Dringlichkeit von Reformen ver-
ändert und fließt so in die Geberländer und
-institutionen zurück.

Nachfolgend soll nun auf eine Möglich-
keit hingewiesen werden, wie mit ver-
gleichsweise wenig Aufwand eine Verbesse-
rung der geschilderten kulturellen und
sprachlichen Probleme beim Rechtsstaats-
export erreicht werden könnte, nämlich
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Diaspora und Demokratisierung

Gegenwärtige Forschung deutet darauf
hin, dass Migranten umso stärker für die
Demokratisierung ihres Herkunftslandes
eintreten, je integrierter sie in dem
Gastland leben und je demokratischer das
Gastland selbst ist. Werden Migranten
nicht integriert, vergrößert sich wiederum
das Risiko, dass die Diaspora als Brutstätte
für ethnischen oder religiösen Extremis-
mus dient.

Als gutes Beispiel dient in diesem
Zusammenhang die Rolle der amerika-
nisch-jüdischen Diaspora im Friedens-
prozess von Oslo. Reformorientierte Juden
unterstützten eine israelisch-palästinensi-
sche Annäherung auch deswegen, weil sie
die israelische Besatzung des Westjordan-
landes als eine Verletzung der liberalen
politischen Prinzipien ansahen, die sowohl
ihre Identität als amerikanische Juden als
auch Israels enge Bindung zu den USA
ausmachen. Im Gegensatz dazu waren die
religiösen Zionisten, denen die Zugehörig-
keit zur amerikanischen Gesellschaft
weniger wichtig als ihre religiöse Identität
ist, mehrheitlich gegen den Friedensplan
eingestellt, da er Israel zur Aufgabe des
heiligem Landes verpflichtet hätte, welches
ihrer Ansicht nach als Heimstatt für alle
Juden auf Erden dienen soll.

Vgl. Yossi Shain,
The Role of Diasporas in Conflict

Perpetuation or Resolution,
in: SAIS Review,

Jg. 22, Nr. 2, 2002, S. 136-137.

In Deutschland ist eine Reform der
deutschen technischen Zusammenar-
beit auch aufgrund der widerstreitenden
Kompetenzen der verschiedenen Minis-
terien und des Konkurrenzkampfes
einer Vielzahl von Durchführungsorga-
nisationen schwierig. In den großen in-
ternationalen Einsätzen verschwimmen
die Verantwortlichkeiten vor allem des
für Außenpolitik  zuständigen Auswär-
tigen Amtes und des für entwicklungs-
politische Steuerung verantwortlichen
Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ). Während das Auswärtige Amt
bei Sicherheitsfragen und im Rechts-
und Politikdialog den Ton angibt, be-
stimmt das BMZ über den Hauptteil der
verfügbaren Ressourcen. Insofern ist es
schwer für das Auswärtige Amt, ein aus
Sicherheitsinteressen verstärktes Enga-
gement Deutschlands im Nahen und
Mittleren Osten durchzusetzen, wenn
das BMZ mit einem Armutsbekämp-
fungsansatz vor allem auf Afrika und
Lateinamerika fokussiert ist. Bei Rechts-
reformvorhaben kommt hinzu, dass
zum Teil auch die Ministerien für Inne-
res und Justiz bei Reformen von Poli-
zei, Justiz und Wirtschaftsgesetzgebung
mitwirken. Weiterhin ist die Abgren-
zung von außen- und entwicklungs-
politischer Vorgabe durch die Ministe-
rien zu der fachlich-technischen Durch-
führung vor allem auch der Deutschen
Gesellschaft für technische Zusammen-
arbeit (GTZ) schwierig.6

Noch unübersichtlicher als die minis-
terialen Verantwortlichkeiten ist die Auf-
gabenverteilung der Durchführungs-
organisationen, welche in Deutschland
besonders zahlreich sind. Rechts-
projekte werden nicht nur von der GTZ,
sondern auch von den politischen Stif-
tungen, der Deutschen Stiftung für in-
ternational rechtliche Zusammenarbeit
(IRZ), der Deutschen Stiftung für inter-
nationale Entwicklung (DSE), den juri-
stisch forschenden Max-Planck-Institu-
ten und einigen privaten Beraterfirmen

wie den ICON-Instituten durchgeführt.
Diese Organisationen haben zum Teil
unterschiedliche Schwerpunkte – die
politischen Stiftungen sind z.B. eher im
nichtstaatlichen Bereich in der Rechts-
beratung und Lobbyarbeit zuständig,
während GTZ, IRZ und DSE Rechtsbe-
ratung und Trainingsprogramme auf
staatlicher Ebene anbieten. Wie der
jüngste Eklat um das Fernbleiben der
politischen Stiftungen von den GTZ
Eschborner Fachtagen zum Thema
Good Governance zeigt, bestehen jedoch
nicht unwesentliche Unklarheiten und
Eifersüchteleien zwischen den Organi-
sationen. Welche Organisation mit ei-
nem Projekt beauftragt wird, hängt
nicht zuletzt von dem Ministerium ab,
das die Mittel vergibt. Während das
BMZ traditionell mit GTZ, DSE und
den politischen Stiftungen zusammen-
arbeitet, tendiert das Auswärtige Amt
bei ähnlichen Projekten zur Kooperati-
on mit den Max-Planck-Instituten bzw.
der IRZ.

Die zum Teil gegenläufigen Interessen
der Ministerien und der Verteilungs-
kampf unter den Durchführungsorga-
nisationen tragen oftmals weder zu
guter Zusammenarbeit und Ressour-
cenbündelung, noch zu Nachfrage-
orientierung bzw. einem Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Organisationen
über durchgeführte Projekte bei. Damit
alle Organisationen einen Auftrag bzw.
ihre Daseinsberechtigung haben, be-
steht eine Tendenz zur Aufsplitterung
von eigentlich zusammenhängenden
Projekten in Einzelkomponenten, die
von den einzelnen Organisationen mit
jeweils ihren eigenen Verwaltungen im-
plementiert werden. Positiv an diesem
System ist, dass die Vergleichsvorteile
der einzelnen Organisationen ausge-
nutzt werden können. Ein großer
Koordinierungsaufwand und fehlende
Flexibilität in der Projektdurchführung
oder hinsichtlich nachträglicher Pro-
grammanpassungen sind allerdings
nicht zu unterschätzende Nachteile.....

Rechtsstaatsexport aus Deutschland
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durch die Einbeziehung von Juristen mit
einschlägigem Migrationshintergrund in
Rechtsberatungs- und Trainingsprojekte.

Migration als Ressource

Jüngste Forschung zur Rolle von Diasporas
hat gezeigt, dass Migranten vor allem in den
USA immer wieder engagiert für eine be-
stimmte Politik ihres Aufenthaltslandes ge-
genüber ihrem Herkunftsland eintreten.7

Häufig geschieht dies in Form von finanzi-
eller Unterstützung für politische Kampa-
gnen, die auf Ablösung eines totalitären
Regimes und Demokratisierung des Heimat-
landes gerichtet sind. In solchen Fällen kön-
nen Diasporagruppen helfen, die interna-
tionale Legitimität eines Regimes z.B. durch
Anprangerung von Menschenrechtsverlet-
zungen oder andere Aktivitäten zu unter-
graben. Natürlich gibt es auch Fälle, in denen
Diasporagruppierungen Ziele verfolgen, die
nicht mit Vorstellungen der internationalen
Gemeinschaft übereinstimmen, wie z.B.
Unabhängigkeitsbestrebungen einer be-
stimmten Region oder der Wiedereinset-
zung von autokratischen Regierungen.

Dass eine Zusammenarbeit mit der Dias-
pora viele Chancen für Entwicklungspolitik
besitzt, wird mittlerweile anerkannt. Der
Weltbank zufolge sind Rücküberweisungen
von Diasporagemeinden nach Direkt-
investitionen die zweitgrößte Quelle exter-
ner Finanzierung von Entwicklungsländern.
Das Beispiel der indischen Computerspe-
zialisten, die maßgeblich zum Erfolg von
Silicon Valley und der indischen Software
Industrie beitrugen, hat gezeigt, dass Mig-
ration unter bestimmten Voraussetzungen
positive Auswirkungen für die Entwicklung
sowohl des Empfängerlandes als auch des
Herkunftslandes haben kann. Das Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP) und die Internationale Orga-
nisation für Migration (IOM) versuchen
dieses Potential durch ihre Programme
TOKTEN (Transfer of Knowledge through
Expatriate Nationals) bzw. MIDA (Migra-
tion for Development in Africa) für vielerlei
Entwicklungszwecke zu nutzen.

Ähnliches sollte auch im Rahmen von
Demokratisierungsvorhaben bzw. beim
Rechtsstaatsexport geschehen. Qualifizierte
Migranten mit einem passenden ethni-

schen, nationalen oder religiösen Hinter-
grund können eine wichtige Mittlerfunkti-
on zwischen westlichen Demokratisierern
oder Menschenrechtsförderern und dem
lokalen Kontext einnehmen. Ausbildungs-
bedingt teilen sie oftmals westliche Vorstel-
lungen von Demokratie, Rechtsstaat und
Menschenrechten und haben das dazuge-
hörige Fachwissen erworben. Herkunfts-
bedingt besitzen sie zumeist relevante
Sprachkenntnisse und mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit auch das für internatio-
nale Zusammenarbeit notwendige inter-
kulturelle oder religiöse Verständnis und
Sensibilität. Darüber hinaus besteht bei vie-
len Angehörigen der Diaspora die Bereit-
schaft oder der Wunsch, durch berufliche
Tätigkeit mit dem Ursprungsland ihrer Fa-
milien Verbindung zu halten bzw. aufzu-
nehmen. Die richtige Nutzung dieses Po-
tentials kann nicht nur zu einer gesteigerten
beruflichen Motivation der Migranten, son-
dern auch der Rechtsexperten, denen örtli-
ches Wissen und Einarbeitungszeit fehlen,
führen. Für Demokratisierungsvorhaben
sind allerdings nur dann positive Effekte zu
erwarten, wenn die betreffenden Migranten
nicht extremistisch eingestellt sind und sich
vorhandene Konfliktlinien nicht verhärtet
haben. Vor allem in Verbindung mit dem
sogenannten „Kampf gegen den Terroris-
mus“ ist in den letzten Jahren auch immer
wieder auf die Ausbreitung eines radikali-
sierten politischen Islams an westlichen
Universitäten hingewiesen worden, von des-
sen Anhängern kein Einsatz für westliche
Vorstellungen von Demokratie und Rechts-
staat erwartet werden kann. Weitergehende
systematische sozialwissenschaftliche For-
schung wäre wünschenswert, welche
Migrantengruppen, wie z.B. Flüchtlinge,
politische Exilanten, ausländische Studen-
ten, wirtschaftliche Migranten oder Mi-
granten der zweiten Generation sich unter
welchen Bedingungen demokratiefreund-
lich oder demokratiefeindlich verhalten.

Ein Programm mit dem Ziel, Rechts-
beratungs- und Trainingsprogramme durch
Einbeziehung von qualifizierten Juristen
und Gesellschaftswissenschaftlern mit ein-
schlägigem Migrationshintergrund zu
verbessern, sollte sich generell auf Studien-
absolventen und Berufsanfänger konzen-
trieren. Aufgrund ihrer fehlenden Seniorität
und relativen Unvoreingenommenheit dem
Ursprungsland gegenüber erscheinen jün-

gere Migranten mit westlicher Ausbildung
und Sozialisation im Demokratisierungs-
kontext geeigneter zu sein als z.B. gestande-
ne Diasporaexperten mit primärer Sozialisa-
tion in der alten Heimat und anschließender
westlicher Karriere, die dann als Rückkehrer
die „Daheimgebliebenen“ missionieren
bzw. sie verdrängen. Studienabsolventen
und Berufsanfänger sind in aller Regel auch
flexibler einsetzbar und eher bereit, müh-
same, aber notwendige Tätigkeiten auszu-
führen, für die hochrangige Experten über-
qualifiziert sind.

Juristen oder Gesellschaftswissenschaftler
aus der genannten Zielgruppe könnten als
Praktikanten oder junge Berufstätige in
Rechtsberatungs- oder Trainingsprogrammen
mitwirken und den eingesetzten Experten
mit brückenbauenden Assistenzarbeiten zur
Seite stehen. In diesem Rahmen wäre es z.
B. möglich, Studien über das örtliche gel-
tende Recht oder relevante gesellschaftliche
Akteure zu Beginn eines Rechtsreform-
vorhabens zu erstellen und Übersetzungen
oder Zusammenfassungen einschlägiger
lokaler Gesetze und anderer relevanter Texte
anzufertigen. Weiterhin könnte relativ un-
kompliziert gewährleistet werden, dass alle
in einen Rechtsetzungsprozess eingebrach-
ten Gesetzentwürfe und Verbesserungsvor-
schläge von allen (internationalen und lo-
kalen) Beteiligten verstanden und parti-
zipatorisch diskutiert werden können. Die
interkulturelle Kompetenz der Migranten
vergrößert auch die Wahrscheinlichkeit,
dass die westlichen Expertenvorschläge kul-
turell adäquat und überzeugend in die Dis-
kussion oder Verhandlungen mit den loka-
len Partnern eingebracht werden. In diesem
Rahmen sollte jedoch zumindest anfänglich
die Rolle der assistierenden Migranten nicht
hervorgehoben werden, um mögliche, ge-
gen sie gerichtete Animositäten der lokalen
Verhandlungspartner zu vermeiden. Eine
Beteiligung der genannten Studienabgänger
und Berufsanfänger schafft darüber hinaus
wertvolles neues Fachwissen über aktuelle
Politik- und Rechtsentwicklungen bei Be-
rufsanfängern, welches bei anschließenden
Trainings- oder Beratungsprogrammen als
Ausbilder bzw. Analyst häufig dringend ge-
braucht wird.

In einigen internationalen Einsätzen sind
bereits positive Erfahrungen mit vergleich-
baren Programmen gemacht worden. Die
Übergangsverwaltung der Vereinten Natio-
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nen im Kosovo besaß z. B. ein sogenanntes
Expert Support Programme, innerhalb dessen
junge Albaner mit Auslandsstudium als
Rechtsberater und für zivilgesellschaftliche
Projekte eingesetzt wurden. Besonders er-
wähnenswert ist der Fall eines 25-jährigen
Kosovo-Albaners mit deutschem Jurastudi-
um und Spezialisierung in Völkerrecht, der
als Einziger alle relevanten Sprachen und
Rechtssysteme kannte und so zu einer Art
Kronjurist der Mission wurde. Er schaffte
es, mit gut verfassten Analysepapieren si-
cherzustellen, dass bestimmte zivil- und
wirtschaftsrechtliche Gesetze den vorherr-
schenden kontinental-europäischen civil
law Rechtstraditionen entsprechend be-
schlossen wurden. Die Alternative wären
einzelne, dem angel-sächsischen common
law entsprechende Gesetzesvorhaben gewe-
sen, die zwar von sehr einflussreichen in-
ternationalen Akteuren favorisiert wurden,
aber nicht mit dem vorhandenen jugosla-
wischen Recht und albanischem Gewohn-
heitsrecht vereinbar gewesen wären. Als
besagter Jurist diesen Mangel an den vor-
geschlagenen Gesetzesvorlagen aufzeigte,
wurde der zuständige Projektleiter der ver-
antwortlichen Institution der Entwicklungs-
zusammenarbeit innerhalb kürzester Zeit
von seinem Posten versetzt.

Die von dem Philanthropen George Soros
finanzierte Kosova Foundation for Open
Society griff die Idee des Programms dann
für die kosovarische Übergangsregierung

auf, indem sie für junge Albaner mit westli-
chem Universitätsabschluss die Mitarbeit in
den frisch aufgebauten Ministerien durch
Zahlung von Gehaltszuschüssen für minde-
stens zwei Jahre ermöglicht bzw. attraktiv
macht. Mit ihrem Programm Re-connect
vermittelt und finanziert die amerikanische
Nichtregierungsorganisation Community of
Bosnia in ähnlicher Weise Praktikantenstel-
len u.a. in nationalen und internationalen
öffentlichen Institutionen in Bosnien für im
Ausland studierende Bosnier. In vielen Fäl-
len helfen hier junge Juristen und Gesell-
schaftswissenschaftler mit, Gesetzesreformen
zu gestalten, die sowohl internationalen
Standards genügen, als auch dem lokalen
Kontext ausreichend Rechnung tragen.

Obwohl nicht direkt in den Kontext des
Rechtsstaatsexport fallend, soll in diesem
Standpunkt auch die Palestinean Negotia-
tion Support Unit der Palästinensischen Be-
freiungsorganisation (PLO) genannt wer-
den. Die Osloer Friedensabkommen sahen
vor, dass Israelis und Palästinenser mitein-
ander in Verhandlungen über die Modali-
täten und Geschwindigkeit der auf Demo-
kratie und Rechtsstaat aufzubauenden pa-
lästinensischen Selbstverwaltung im
Gaza-Streifen und Westjordanland treten
würden. Als sich herausstellte, dass die PLO
nur über sehr unzureichende juristische
Expertise verfügte, gründete sie ein 20-köp-
figes Unterstützungsreferat, das aus jungen
Juristen palästinensischer Herkunft mit

Nach dem historischen Händedruck des Osloer Abkommens halfen junge, im Ausland ausgebildete Palästinenser bei der
Umsetzung der Vereinbarungen auf palästinensischer Seite.       Bild: picture-alliance
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hochkarätiger westlicher Ausbildung und
entsprechender Bezahlung bestand bzw. zum
Teil noch besteht. Dieses Team lieferte den
verhandelnden Politikern wertvolle Ent-
scheidungsvorlagen, Gutachten, Analysen
und Übersetzungen, die die palästinensi-
sche Seite zu einem professionellen Ver-
handlungspartner machten. Sehr hilfreich
für den Verhandlungsprozess war auch, dass
jedes Team-Mitglied ein jüngeres israeli-
sches Gegenüber besaß, mit dem gemein-
same Initiativen auf der „Arbeitsebene“
unkompliziert vorbereitet wurden und po-
tenzielle Missverständnisse vermieden wer-
den konnten.

In den meisten Fällen haben junge Migran-
ten zu Beginn ihres Einsatzes jedoch nicht
mehr Wissen über lokale Zusammenhänge
als westliche Experten. Daher haben west-
liche Staaten bislang vor allem versucht, die
Demokratisierung eines Landes durch Ein-
beziehung von Exilpolitikern oder gestan-
denen Experten mit Migrationshintergrund
voranzubringen und im eigenen Sinne zu
gestalten. Den wohl ambitioniertesten Ver-
such in diese Richtung haben die USA kürz-
lich im Irak unternommen. Verschiedene
exilirakische Organisationen haben im Vor-
feld des Krieges maßgeblich an Planungen
über die Nachkriegsordnung teilgenom-
men. Das Pentagon wollte sogar der pro-
minentesten unter ihnen, dem Irakischen
Nationalkongress, eine entscheidende Rolle
in der neuen Regierung zukommen lassen
und flog ihren Präsidenten Ahmed Chalabi
noch während des Krieges mit einer 700-
Mann starken paramilitärischen Truppe
zwecks Regierungsübernahme in den Irak
ein. Vor allem des starken Einspruchs des
Außenministeriums wegen wurde aus dem
Vorhaben nichts. Allerdings bestand die
Hälfte der Mitglieder des irakischen Regie-
rungsrates aus Exilirakern, und eine Grup-
pe von weiteren 150 Exilirakern arbeitet als
Berater in den irakischen Ministerien.

Freilich kann bislang weder das amerika-
nische Besatzungsregime noch die an sich
sehr fortschrittliche Nachkriegspolitik der
Nutzung der irakischen Diaspora als Erfolg
bezeichnet werden. Viele Iraker werfen den
Exilirakern Arroganz und eine autokrati-
sche Regierungsweise vor und halten sie für
Werkzeuge der amerikanischen Besatzung.
Aber auch aus Sicht der USA ist die Beru-
fung von Exilirakern in hochrangige
Regierungs- und Verwaltungspositionen

zum Teil unbefriedigend. Vor allem die
jüngsten Verwicklungen um Ahmed Chalabi
verdeutlichen die Gefahr des zu großen Ver-
trauens in vermeintliches oder vorgespiel-
tes Insiderwissen und weisen auf die Mög-
lichkeit von Loyalitätskonflikten und der
Verfolgung von eigenen Machtinteressen der
eingesetzten Migranten hin.

Es gibt aber auch positive Beispiele, bei
denen Exilpolitiker oder Experten aus
Diasporagemeinden mit Erfolg an Demokra-
tisierungsprozessen teilgenommen haben.
Bei der ersten Bonner Afghanistan-Konfe-
renz waren z.B. mehrere Gruppen von Exil-
afghanen als Entscheidungsträger an der
Einigung über die künftigen Regierungs-
strukturen beteiligt. Exilafghanen werden
auch gezielt im Rahmen der (Wieder-)Her-
stellung des Rechts- und Justizwesens und
der dazugehörigen Gesetzesreformen einge-
setzt. Anders als im Irak hat es kaum Be-
schwerden über deren Einsatz gegeben, was
vor allem daran liegen dürfte, dass Afgha-
nistan nicht einem westlichen Besatzungs-
regime untersteht und die internationale
Gemeinschaft die afghanische Regierung
beim Wiederaufbau des Landes lediglich
unterstützt. Ein weiterer Grund für die grö-
ßere Akzeptanz der Diasporaexperten dürfte
sein, dass der afghanische brain drain und
der allgemeine Grad der Zerstörung nach
30 Jahren Krieg wesentlich größer ist als im
Irak.

Dass Migranten einen wichtigen Beitrag
zum Gelingen von Demokratisierungsvor-
haben leisten können, kann durch eine Viel-
zahl von weiteren Beispielen belegt werden.
Exemplarisch genannt seien hier die Verga-
be von hochrangigen politischen Posten an
Exilbalten im post-kommunistischen Lett-
land und Litauen oder der Einsatz von wäh-
rend des Nationalsozialismus geflohenen
deutschen Juristen im Dienst der amerika-
nischen Besatzungsverwaltung im Nach-
kriegsdeutschland.8  Es fehlt allerdings noch
an systematischer, über Fallstudien hinaus-
gehender Forschung, wann und unter wel-
chen Umständen sich der Einsatz von quali-
fizierten Migranten auf Demokratisierungs-
prozesse des Ursprungs- bzw. Herkunftslands
positiv auswirkt. Bis zum Vorliegen größe-
rer Expertise in dieser Hinsicht, sollte ein
Programm mit dem Ziel, Rechtsstaatsexport
durch die Einbeziehung von Migranten zu
verbessern, sich – wie dargelegt –  vor allem
auf qualifizierte Studienabgänger und Be-

rufsanfänger mit einschlägigem Migra-
tionshintergrund konzentrieren, um das
Risiko von Akzeptanz- und Loyalitätspro-
blemen wie im Irak zu verringern.

Unausgeschöpftes Leistungs-
vermögen in Deutschland

Leider verfolgt die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit bislang kaum solche An-
sätze. Zwar gibt es einzelne Organisationen
wie die Arbeitsgruppe Entwicklung und
Fachkräfte im Bereich der Migration und
Entwicklungszusammenarbeit (AGEF) und
das Centrum für internationale Migration
und Entwicklung (CIM), die versuchen, das
in Migration steckende Potenzial für
Entwicklungszwecke nutzbar zu machen.
Deren Programme sind aber leider auf
Flüchtlingsrückkehr verbindlich ausgerich-
tet, was sich besonders für Juristen als nicht
erfolgreich herausgestellt hat. Wer als
Migrant die Mühen eines langwierigen und
auf nationales Spezialwissen gegründeten
Jurastudiums auf sich nimmt, hat in der Re-
gel kein Interesse an einer Rückkehr in das
Ursprungsland. Sozialwissenschaftliche Er-
kenntnisse zeigen allerdings, dass eine sol-
che Person durchaus bereit sein kann, von
ihrer neu erworbenen Position aus mit dem
Ursprungsland zusammen zu arbeiten.
Auch die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit sollte dieses Potenzial nutzen,
zumal es im Einwanderungsland Deutsch-
land diesbezüglich viel unausgeschöpftes
Leistungsvermögen gibt.

Es ist nicht Aufgabe dieses Standpunktes,
ein entsprechendes Programm zu erstellen.
Nur ein paar kurze Bemerkungen seien hier
gemacht, die bei der Ausarbeitung des hier
umrissenen Programms beachtet werden
sollten. Als erstes ist eine ordentliche Bezah-
lung von jungen Berufstätigen erforderlich.
Das bedeutet, dass die eingesetzten Mi-
granten nach westlichen bzw. internationa-
len Gehaltsklassen, die ihrer Ausbildung
entsprechen, und nicht nach dem zumeist
wesentlich niedrigeren Lohnniveau des Ur-
sprungslands entlohnt werden müssen. Ein
hoher Gehaltsunterschied zwischen den
jungen Migranten und den vor Ort befind-
lichen Berufstätigen wird anfänglich Neid
der Letzteren hervorrufen. Die Beispiele aus
dem Kosovo und den palästinensischen
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Autonomiegebieten zeigen jedoch, dass
Unterschiede in der Bezahlung allmählich
akzeptiert werden, besonders wenn die Mit-
arbeit der jungen Migranten von höherer
Stelle gebilligt oder gewünscht wird.

Als zweites sollte das diskutierte Programm
Migranten nicht als „eigentlich zu dem Ur-
sprungsland gehörig“ betrachten, sondern
im Sinne des Konzepts der transnationalen
Gemeinschaft davon ausgehen, dass Mi-
granten oftmals Wanderer zwischen den
Welten, d.h. zwischen Aufenthalts- und
Herkunftsland, sind und Verbindung zu
beiden Welten halten und suchen. Selbst
wenn ein Verbleib in dem Ursprungsland
Konsequenz eines Einsatzes z.B. in einer
Friedensmission sein kann, muss er doch
freiwillig erfolgen. Ein Programm, welches
von vorne herein die Tür der Rückkehr in
die neue Welt verschließt, wird kaum attrak-
tive Kandidaten vermitteln können.

Schließlich sollte sich der Durchführbar-
keit wegen ein entsprechendes Programm
in seiner Anfangsphase auf eine bestimmte
Region konzentrieren. Neben dem Vorhan-
densein von einschlägigen Diasporagrup-
pierungen in Deutschland spielt für ihre
Auswahl das Konfliktpotential einer Regi-
on eine entscheidende Rolle. Derzeit besteht
vor allem die Notwendigkeit einer verstärk-
ten Aufmerksamkeit der westlichen Demo-
kratien gegenüber den Ländern des Nahen
und Mittleren Ostens. Dabei stehen gegen-
wärtig die Demokratisierung und der Wie-
deraufbau in Afghanistan und im Irak im
Vordergrund, zumal hier die internationa-

le Gemeinschaft bzw. „der Westen“ auf-
grund der vorherigen militärischen Inter-
ventionen eine gesteigerte Verantwortung
und besondere Gestaltungsmöglichkeiten
hat. Um der Terrorismusgefahr durch isla-
mische Fundamentalisten angemessen zu
begegnen, wird darüber hinaus mittelfristig
eine Demokratisierung der gesamten Regi-
on für notwendig gehalten. In diesem Zu-
sammenhang spielt die Lösung des Nah-
ostkonflikts einschließlich des Aufbaus
demokratischer und rechtsstaatlicher Insti-
tutionen eines palästinensischen Staates
eine entscheidende Rolle. Ein Personalpool
von zweifelsohne vorhandenen, in Deutsch-
land ausgebildeten Juristen und Gesell-
schaftswissenschaftlern mit nah- und
mittelöstlicher Herkunft müsste jedoch be-
sondere Sorgfalt bei der Auswahl seiner
Mitglieder walten lassen. Ein Programm,
welches irrtümlicher Weise islamische Ex-
tremisten als Exportgut in zentrale Institu-
tionen eines sensiblen Demokratisierungs-
prozesses einschleust, kann erheblichen
politischen Schaden anrichten und muss
vermieden werden.

Migranten als Garanten?

Die Einbeziehung von in Deutschland aus-
gebildeten Juristen und Gesellschafts-
wissenschaftlern mit einschlägigem Migra-
tionshintergrund in Demokratisierungs-
projekte und Rechtsstaatsaufbau würde

Migranten als Garanten? Junge Fachkräfte mit Migrationshintergrund sind am ehesten in der Lage, zwischen ihrem Herkunfts-
land und dem Land, in dem sie ihre Ausbildung absolvierten, zu vermitteln.               Bild: Yasemin Karakasoglu
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verschiedene kritische Aspekte bei der Im-
plementierung des demokratischen Frie-
dens positiv beeinflussen. Vor allem ihr
Potenzial als Mittler zwischen den beteilig-
ten Kulturen und Rechtssystemen ist her-
vorzuheben. Bei den jüngsten internationa-
len Friedenseinsätzen ist darüber hinaus
immer wieder betont worden, dass oft Ein-
zelpersonen einen entscheidenden Beitrag
zum Erfolg eines Programms leisten bzw.
dass der Verlass auf komplexe institutionelle
Strukturen auf Kosten von individueller
Verantwortungsübernahme nicht funktio-
niert.9  In diesem Zusammenhang kommt
der Bildung und Förderung von engagier-
ten Eliten große Bedeutung zu. Da Migran-
ten in vielen Fällen nach Verarbeitung der
Migrationserfahrung ein überdurchschnitt-
lich hohes Leistungsvermögen und gesell-
schaftliches Engagement besitzen, wäre eine
Investition in Personen der genannten Ziel-
gruppe auch für die Nachhaltigkeit von
Rechtsstaatsexport sehr sinnvoll.

Sind Migranten also Garanten für die
Nachhaltigkeit westlicher Friedens- und
Entwicklungspolitik? Natürlich nicht allein.
Die Schwierigkeiten, internationale Zusam-
menarbeit wirksam und nachhaltig zu ge-
stalten, sind so groß, dass bestimmte Aspek-
te und Funktionsweisen der nationalen und
internationalen Gebergemeinschaft refor-
miert werden müssen. Zu nennen sind hier
vor allem die Schaffung funktionierender
Koordinationsmechanismen und die Ände-
rung einschlägiger Haushalts- und Vergabe-
vorschriften. Selbst wenn die gegenwärtige
Sicherheitsbedrohung noch nicht ausrei-
chen sollte, um die internationale Eingriffs-

maschinerie vom Sand in ihrem Getriebe
zu befreien, könnten geeignete Migranten
beim Rechtsstaatsexport allerdings wie Öl
in ihr wirken, da die Probleme vor allem auch
in Personalmangel, Wissenslücken und
Kommunikationsschwierigkeiten liegen.

Die deutsche Entwicklungszusammen-
arbeit kann in diesem Zusammenhang einen
wichtigen Beitrag leisten. Deutschlands ab-
lehnende Haltung gegenüber dem Irakkrieg
und seine fehlende Kolonialvergangenheit
in der Region erlauben, dass die arabische Welt
deutschen Demokratisierungsprojekten
wesentlich unbelasteter gegenüber tritt, als
dies bei seinen westlichen Hauptpartnern
der Fall ist. Des Weiteren besitzt Deutsch-
land eigene Erfahrungen mit Totalitarismus,
sowie Wiederaufbau- und Transformations-
prozessen, die im Rahmen eines dialogori-
entierten Rechtsstaatsexports eine wertvolle
Ressource darstellen können. Eine engagier-
te und gleichzeitig sensible deutsche Mit-
wirkung in internationale „Demokratisie-
rungsprojekte“ rechtlicher Natur könnte

eine ernst zu nehmende Alternative oder zu-
mindest eine sinnvolle Ergänzung     zu den
rule of law-Programmen werden, die der-
zeit vor allem von der US-amerikanischen
Regierung, unter Nichtbeachtung der örtli-
chen Rechts- und Kulturtraditionen, forciert
werden.
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